Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1112 


Der Bundesminister der Finanzen 

V B/l - 0 4013 - 168/59 


Bonn, den 19. Mai 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Gesetzliche Regelung der Entschädigung für Vermö- 

gensverluste durch Reparationen an deutschem In- und 
Auslandsvermögen und durch ungerechtfertigte Resti- 
tutionen 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 891 — 


1 . 

Der Bundesminister der Finanzen hatte die Notgemeinschaft 
für reparationsgeschädigte Industrie mit Schreiben vom 16. Mai 
1953 darauf hingewiesen, daß die Lösung der vielfältigen Pro- 
bleme, die mit der Regelung der Reparations- und Restitutions- 
schäden verknüpft sind, zunächst mit den beteiligten Ressorts 
abgestimmt werden müsse. Dies ist auch in der Folgezeit ge- 
schehen. Im weiteren V erlauf der Arbeiten hatte sich der Bundes- 
minister der Finanzen entschlossen, eine Regelung der Repara- 
tions- und Restitutionsschäden in den Entwurf eines Kriegsfolgen- 
schlußgesetzes aufzunehmen. Gegen eine solche Lösung erhoben 
die an der Frage interessierten Verbände Bedenken und baten, 
die Regelung des Kriegsfolgengesetzes auf die Bereinigung der 
Reichsverbindlichkeiten zu beschränken. Die Bundesregierung 
hat sich diesen Bedenken nicht verschlossen und im Entwurf des 
Kriegsfolgenschlußgesetzes vorgesehen, daß die Entscheidung 
über eine Regelung der Reparations- und Restitutionsschäden 
dem Gesetzgeber für später Vorbehalten bleiben solle. Es darf 
insoweit auf die Begründung zum Entwurf eines Kriegsfolgen- 
schlußgesetzes — Drucksache 1659 der 2. Wahlperiode — ver- 
wiesen werden. Diesem Vorschlag der Bundesregierung haben 
die gesetzgebenden Körperschaften bei der Verabschiedung des 
Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes (AKG) — BGBl. 1957 I S. 
1747 — zugestimmt, indem sie es bei dem Vorbehalt späterer 
gesetzlicher Regelung in § 3 Abs. 1 Nr. 2 AKG beließen. 

Das Problem der vorbehaltenen gesetzlichen Regelung wird 
auch jetzt innerhalb meines Geschäftsbereiches laufend bear- 
beitet. Im Rahmen der notwendigen Vorarbeiten müssen die 
Bundesressorts erneut gehört und mit ihnen der gesamte Fragen- 
komplex abgestimmt werden. Daher konnte vorerst wiederum 
nur eine gleichlautende Antwort gegeben werden. 
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2. 

Die mit einem Schadensausgleich für die Reparations- und Resti- 
tutionsschäden zusammenhängenden Fragen sind so vielfältig 
und miteinander so verzahnt, daß es unmöglich ist, sie einzeln 
aufzuzählen. Sie hängen namentlich mit den Problemen, die sich 
auf anderen Gebieten der Kriegsfolgenliquidation ergeben, auf 
das engste zusammen. Gewisse Grundsatzfragen sind in der 
bereits erwähnten Begründung zum Entwurf eines Kriegsfolgen- 
schlußgesetzes angesprochen worden (vgl. insbesondere Text- 
ziffer 35 bis 42 der Drucksache 1659 der 2. Wahlperiode). 

3. 

Eine Zusage der Bundesregierung wird, wie eine Rückfrage zu 
Nr. 2 und 3 der Kleinen Anfrage ergeben hat, in dem unter 1. 
erwähnten Vorbehalt des §3 Abs. 1 Nr. 2 AKG gesehen. Ob in 
dieser Bestimmung des Gesetzgebers ein Versprechen der Bundes- 
regierung gesehen werden darf, möchte ich dahingestellt lassen. 
Die Bundesregierung ist aber dessenungeachtet bemüht, die 
notwendigen Vorarbeiten für eine solche Regelung zu beschleu- 
nigen, wie bereits meiner Stellungnahme vom 20. November 
1958 zu entnehmen ist. In diesem Zusammenhang glaube ich 
hervorheben zu sollen, daß im Einvernehmen mit den gesetz- 
gebenden Körperschaften eine Härteregelung für Notlage- 
fälle getroffen worden ist (§§ 68 ff. AKG) und außerdem 
den Unternehmen, die durch Reparations- oder Restitutions- 
schäden in ihrer wirtschaftlichen Entwicklung noch erheblich 
behindert sind, nach § 85 AKG Kredithilfen gewährt werden 
können. Hiernach ist es bereits jetzt möglich, in den Fällen, in 
denen eine besondere Dringlichkeit vorliegt, zu helfen. 


In Vertretung des Staatssekretärs 

von Spindler 
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